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8500 Frauenfeld8500 Frauenfeld

COYOTE-PARTY NIGHT
Sa 03 . Jan.09Sa 03 . Jan.09

a 18 Ja reb ha 18 Ja reb h

Rockin-Bar Gotthardstr 73

6415 Arth/SZ
Info:079 595 08 59

M DJ JIMMYRM DJ JIMMYR

intrittE freiintrittE frei

ab 21.00 Uhrab 21.00 Uhr

Live-ShowLive-Show

Party Mix

House, R’n’B

Oldies,Latin-Mix

Samstag, 3. Januar 2009, 20 Uhr
Pfarreiheim Sonnenhof, Unterägeri

Klavierabend
Werner Bärtschi

«Bilder»

Werke von Satie, Liszt, Alkan,
von Schillings Mussorgsky

Musikschule & Kulturkommission
www.musikschule-unteraegeri.ch

197-49151

Inserieren bringt Erfolg!
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Hoffnung für 2009

ZUGER
ANSICHTEN
Thomas Lötscher,
Kantonsrat FDP,
Neuheim

Die Festtage sind vorüber, und ich
hoffe, Sie konnten abschalten von
der Alltagshektik und ein paar be-
sinnliche Momente im Kreise Ihrer
Liebsten geniessen. Für das neue
Jahr wünsche ich Ihnen viel Glück,
Gesundheit und Zufriedenheit. Ein
neues Jahr! Noch ist alles möglich.
Was es wohl bringen wird? Ein tur-
bulentes Jahr liegt hinter uns: Welt-
weite Finanzmarktkrise, ein neues
Zuger Spital – und bereits auch dort
die erste Krise, und quasi im letzten
Moment einmal mehr Krieg im Na-
hen Osten. Aber 2008 brachte auch
Hoffnung: Amerika wählte einen
neuen Präsidenten. Amerika wählte
nicht nur erstmals einen dunkelhäu-
tigen Präsidenten; Amerika wählte
Hoffnung, Hoffnung auf Wandel.

Was wählen wir? Die Finanzmarkt-
krise brachte Angst vor Rezession,
schwindendem Besitzstand und Ar-
beitsplatzverlust. Die Querelen um
das neue Spital vergällten uns die
Freude am gelungenen Werk, am ex-
zellent durchgeführten Umzug und
der hervorragenden Gesundheitsin-

frastruktur in unserem Kanton. Vielen
Angestellten brachten sie zudem Exis-
tenzängste. Auch wir können deshalb
Hoffnung gebrauchen. Und die Bereit-
schaft zum Wandel. Dabei geht es
nicht darum, alles in Frage zu stellen
und radikale Umwälzungen vorzuneh-
men. Kleine, aber kontinuierliche
Schritte vermögen oftmals mehr zu
bewirken als grossspurige Visionen,
deren Umsetzung an der Komplexität
der Realität scheitert.

Nehmen wir nochmals das Spital:
Die Regierung hat unter der Führung
von Gesundheitsdirektor Joachim
Eder schnell und präzis gehandelt.
Die Weichen für eine nachhaltige Ver-
besserung der Situation sind gestellt
und die Aufgaben verteilt. Wenn jetzt
die Umwandlung der Rechtsform des
Spitals gefordert und dazu eine Initia-
tive lanciert wird, ist dies unnützes
Geplänkel. Nicht die Rechtsform ist
schuld an den Problemen, sondern
Menschen haben Fehler gemacht.
Diese können ohne Systemwechsel
behoben werden, was bereits in die
Wege geleitet wurde. Der Volksent-

scheid über die Rechtsform vor zehn
Jahren war und ist deshalb nach wie
vor richtig.

Aber auch so bleibt noch einiges zu
tun im 2009: Die Regierung bringt eine
neue Motorfahrzeugbesteuerung in die
Vernehmlassung. Sie greift damit eine
mehr als fünf Jahre alte Motion aus
FDP-Kreisen auf. Noch sind uns die
Details nicht bekannt, aber wir hoffen,
dass das FDP-Anliegen, die Energieeffi-
zienz zur Bemessungsgrundlage zu ma-
chen, umgesetzt wird. Weiter hoffen
wir, dass ein weiterer FDP-Vorstoss, der
letztes Jahr die Förderung nachhaltig
produzierter Biotreibstoffe forderte,
nicht ebenfalls fünf Jahre auf die Um-
setzung warten muss. Weitere Themen,
derer sich die FDP annehmen will, sind
die Kapazitätserweiterung der Eisen-
bahnverbindung zwischen Luzern und
Zürich sowie der Bau erschwinglichen
Wohnraums im Kanton Zug. Beide
Themen sind grosse Herausforderun-
gen, und ob wir auf die Schnelle mit
grossen Würfen aufwarten können, ist
fraglich. Aber bekanntlich beginnt auch
der längste Weg mit dem ersten Schritt.

Während SP-Bundesrat Leuenberger
beim Zimmerberg-II-Tunnel noch
immer auf dem Schlauch steht – zwar
weniger als auch schon – und die al-
ternativen Gelder aus der Mineralöl-
steuer zweckentfremden und damit

öffentlichen und privaten Verkehr ge-
geneinander ausspielen wollen, wird
die FDP des Kantons Zug an einer in-
telligenten Lösung arbeiten.

Noch liegt das Jahr 2009 friedlich
vor uns wie eine Wiese im glitzern-
den Neuschnee. Bald schon wird es
aber mit Spuren übersät sein, und
nur zu schnell stehen wir wieder am
Ende und blicken zurück. Ob sich
unsere Hoffnungen erfüllen werden?

Rote Beeren für den sibirischen Gast
Der Seidenschwanz lebt in der Taiga. Bei Nahrungsmangel
nimmt er den weiten Weg in den Westen auf sich. Er vertilgt
vor allem Beeren, am liebsten solche der Eberesche (Vogel-

beere). Der Vogel hat etwa die Grösse eines Stars. Auffallend
sind die Haube auf dem Kopf und der gelbe Abschluss des
Schwanzes. LESERBILD FRANZGLANZMANN, BAAR

Wollen wir wirklich die bilateralen
Verträge mit der EU riskieren?

Die Gegner der Abstimmung
vom 8. Februar zur Ausweitung
der Personenfreizügigkeit argu-

mentieren wie bei der letzten Abstim-
mung im September 2005 mit Angst
und unwahren Szenarien. Jedoch im
Vergleich zu 2005 gibt es eine wesent-
liche Änderung der politischen Posi-
tionen festzuhalten. Die SVP war sich
diesmal lange nicht sicher über ihre
Position. So hat sie das Zustandekom-
men des Referendums nicht unter-
stützt, und der Wirtschaftsflügel (24
Mitglieder der SVP-Bundeshausfrak-
tion) unter der Führung des erfolg-
reichen Unternehmers Peter Spuhler
hat nun auch kein Verständnis für die
Meinungsänderung der schweizeri-
schen SVP.

Bis vor kurzem wurde allseitig be-
stätigt, dass die bilateralen Verträge
und insbesondere die Personenfreizü-
gigkeit das überaus gute Wirtschafts-
wachstum der letzten Jahre in der
Schweiz ermöglichten. Können wir es
uns gerade in der jetzigen, sehr unsi-
cheren wirtschaftlichen Situation er-
lauben, auf die enge Zusammenarbeit
mit der EU zu verzichten?

Durch die Guillotine-Klausel im Ab-
kommen über die Personenfreizügig-
keit heisst es in den Schlussbestim-
mungen (Artikel 25): Die in Absatz 1

aufgeführten sieben Abkommen tre-
ten sechs Monate nach Erhalt der
Notifikation über die Nichtverlänge-
rung gemäss Absatz 2 oder über die
Kündigung gemäss Absatz 3 ausser
Kraft. Die bilateralen Verträge sind
ein Gesamtvertragswerk mit der EU
und damit mit all ihren Mitglieds-
Staaten. Es liegt doch auf der Hand,
dass die EU nicht einzelne Mitglieder
aus einem Vertrag mit einem Dritt-
land, wie die Schweiz, ausschliessen
kann. Könnten wir es uns vorstellen,
dass die EU mit der Schweiz einen
Vertrag aushandelt, in dem zum Bei-
spiel der Kanton Zug ausgeschlossen
würde?

All die Angstszenarien, die nun er-
neut auch durch unseren SVP-Vertre-
ter im Nationalrat, Marcel Scherer, in
einer Lesebriefserie verbreitet wer-
den, sind identisch mit denjenigen
von 2005. Damals waren es nicht die
Rumänen, sondern die Polen. Doch
weder Lohndumping, mehr Arbeitslo-
sigkeit, Plünderung der Sozialwerke,
mehr Kriminalität sind dadurch ein-
getreten!

Unsere gesamte Wirtschaft, nicht
nur die exportorientierte, ist aber auf
den Zuzug von ausländischen Ar-
beitskräften angewiesen, da es in
zahlreichen Branchen einen Mangel

an verfügbaren Berufsleuten und
auch ungelernten Arbeitskräften gibt.
Wie stünde es zum Beispiel ohne
ausländische Arbeitskräfte um unsere
Krankenpflege, um unsere Hotellerie,
um unsere Bauwirtschaft und auch
um unsere Landwirtschaft?

Deshalb ist es für mich unverständ-
lich, dass gerade der Landwirtschaft
und dem Gewerbe nahe stehende
Politiker gegen diese Erweiterung der
Personenfreizügigkeit ankämpfen.
Haben nicht auch sie bereits heute
auf ihren Baustellen oder auf ihren
Feldern Arbeiter aus dem Osten be-
schäftigt? Haben nicht gerade SVP-
Bauern nach der Abstimmung von
2005 als Erste billige Arbeitskräfte aus
Polen eingestellt? Ist dies nicht ein
unerklärlicher Widerspruch oder
eben Unehrlichkeit?

Ich stimme am 8. Februar mit ei-
nem überzeugten Ja der Weiterfüh-
rung und der Ausweitung der Perso-
nenfreizügigkeit zu, weil wir nur so
die bilateralen Verträge aufrechterhal-
ten können und damit die Souveräni-
tät und die wirtschaftliche Zukunft
der Schweiz gewährleisten.

UEL I WIRTH,

PRÄS IDENT FDP HÜNENBERG

Die Patienten
wählen ihr Spital
«Differenzierter sein»,
Leserbrief vom 31. Dezember

Der Leserbrief von Herrn Steiner
kann nicht unbeantwortet blei-
ben. Was er an Behauptungen

über Privatspitäler aufzählt, verdient
das von ihm selbst gewählte Prädikat
«differenziert» in keiner Weise. Es
stimmt, die Andreasklinik hat als Privat-
spital keine Aufnahmepflicht. Sie erhält
aber zur Erfüllung dieses öffentlichen
Auftrages auch nicht einen Millionen-
betrag des Kantons. Gerne würde die
Klinik mehr Betten betreiben, ich als
Belegarzt mehr Patienten behandeln.
Die kantonale Spitalliste limitiert aber
das Privatspital auf 56 Betten. Der
Anteil an Allgemeinversicherten liegt
nicht wie behauptet bei 10, sondern bei
54 Prozent.

Die Privatklinik betreibt zusammen
mit den Belegärztinnen und Belegärz-
ten einen 24-Stunden-Notfalldienst, in-
klusive Operationsteam und Anästhe-
sieteam für Noteingriffe. Also nichts in
der Art wie behauptet, von wegen
Schotten dichtmachen nach dem Ope-
rationsprogramm. Auch die Ausbildung
ist nicht wie dargelegt dem öffentlichen
Spital vorbehalten. An der Andreaskli-
nik machen Fachpersonen für Pflege,
Anästhesie und andere Lernende ihre
Berufsausbildung.

Die Privatklinik, und dies stösst mir
am meisten sauer auf, «bedient» sich
nicht wie behauptet an den so genann-
ten Patienten mit den guten Risiken:
Die Patienten wählen ihr Spital, ihren
Arzt oder ihre Ärztin und ihren Behand-
lungsort selber und werden nach Mög-
lichkeit und den gegebenen Rahmen-
bedingungen behandelt. Die Privatkli-
nik erhält dafür keinen Franken öffent-
licher Gelder. Und trotzdem machen
Privatspitäler vor, dass man schwarze
Zahlen schreiben kann und budgetie-
ren kein Defizit im Voraus. So undiffe-
renziert zu polarisieren, wie von Herrn
Steiner dargelegt, ist diese Problematik
also sicher nicht.

DR. HEINRICH GRETENER, CHAM
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Weitere Lesermeinungen unter
wwwwww..zziisscchh..cchh//lleesseerrbbrriieeffee


